
DE    DE 

 

 
EUROPÄISCHE 
KOMMISSION 

Brüssel, den 6.10.2014  
COM(2014) 617 final 

2014/0286 (NLE) 

  

Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES RATES 

zur Festlegung von Berechnungsverfahren und Anforderungen an die Berichterstattung 
gemäß der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen 

{SWD(2014) 295 final} 
{SWD(2014) 296 final}  



DE 2   DE 

BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 
Das am 22. April 2009 verabschiedete Klima- und Energiepaket des Rates und des Parlaments 
sollte bis 2020 eine Verringerung der Treibhausgasemissionen um 20 % bewirken. Es 
umfasste eine Änderung der Richtlinie 98/70/EG1 über die Qualität von Otto- und 
Dieselkraftstoffen. 

Durch die geänderte Richtlinie werden Anbieter2 verpflichtet, die 
Lebenszyklustreibhausgasintensität von zur Verwendung in Straßenfahrzeugen bestimmten 
Kraftstoffen und anderer (elektrischer) Energie sowie von zur Verwendung in mobilen 
Maschinen und Geräten bestimmten Kraftstoffen bis zum Ende des Erfüllungszeitraums im 
Jahr 2020 um 6 % zu mindern. Diese Zielvorgabe würde es den Mitgliedstaaten außerdem 
erleichtern, ihre nicht durch das Emissionshandelssystem (EU-EHS) vorgegebenen Ziele zu 
erreichen. Dieser neue Aspekt wird mit Artikel 7a der Richtlinie eingeführt, der als Effekt 
eine Norm für CO2-arme Kraftstoffe in das Unionsrecht einbringt. Die Richtlinie verpflichtet 
Anbieter darüber hinaus, von 2011 an den von den Mitgliedstaaten bezeichneten Behörden 
Angaben unter anderem zur Treibhausgasintensität der von ihnen gelieferten Kraftstoffe zu 
übermitteln.  

Die Minderung um 6 % dürfte voraussichtlich durch den Einsatz von Biokraftstoffen und 
Strom sowie durch die Verringerung der Abfackelung und Entlüftung von Gasen bei der 
Förderung der fossilen Einsatzstoffe für Kraftstoffe erreicht werden. 

Gemäß Artikel 7a Absatz 5 muss die Kommission die zur Durchführung des Artikels 
erforderlichen Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Die 
Kommission ist somit befugt, Durchführungsmaßnahmen für den Mechanismus für die 
Überwachung und Verringerung der Treibhausgasemissionen zu erlassen. Die Kommission 
wurde insbesondere ersucht, Vorschläge zu prüfen zu 

– einem Verfahren zur Berechnung der Treibhausgasemissionen von Kraftstoffen 
und anderen Energieträgern aus nichtbiologischen Quellen (die Elemente für 
die Berechnung der Treibhausgasemissionen von Biokraftstoffen sind bereits in 
Anhang IV der Richtlinie enthalten); 

– einem Verfahren zur Berechnung des Basiswerts der Treibhausgasintensität 
von fossilen Kraftstoffen, der als Referenzwert für die Messung der 
Zielerfüllung herangezogen wird; 

– der Berechnung und Überprüfung der Treibhausgasintensität des von 
Elektrofahrzeugen verbrauchten Stroms; 

– allen Vorschriften, die zur Erfüllung der Anforderung erforderlich sind, nach 
der zwei oder mehr Anbieter aus einem oder mehreren Mitgliedstaaten ihre 
Treibhausgasintensität gemeinsam mitteilen dürfen; 

– allen sonstigen zur Anwendung des Artikels 7a erforderlichen Bestimmungen. 

Der Entwurf dieser Richtlinie befasst sich mit allen fünf vorgenannten Aspekten.  

In Artikel 7a Absatz 1 der Richtlinie 98/70/EG sind die Berichterstattungspflichten der 
Anbieter festgelegt. Diese werden ergänzt durch harmonisierte Definitionen der gemeldeten 

                                                 
1 Richtlinie 2009/30/EG, ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 88. 
2 Die Rechtsperson, die für die Abgabe von Kraftstoff oder Strom an einer Verbrauchsteuerstelle 

zuständig ist, z. B. das Ölraffinerieunternehmen.  
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Daten und durch Anforderungen an die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die 
Kommission in Bezug auf die Treibhausgasbilanz der in der Union verbrauchten Kraftstoffe. 
Diese Anforderungen an die Berichterstattung ermöglichen es, die fossile Vergleichsgröße für 
Kraftstoffe gemäß Anhang IV Teil C Ziffer 19 der Richtlinie 98/70/EG und Anhang V Teil C 
Ziffer 19 der Richtlinie 2009/28/EG auf den neuesten Stand zu bringen, und vereinfachen die 
obligatorische Berichterstattung gemäß Artikel 8 Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 2 der 
Richtlinie 98/70/EG. 

2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE 
UND DER FOLGENABSCHÄTZUNGEN 

Im Juli 2009 wurde eine öffentliche Konsultation3 eingeleitet, in deren Mittelpunkt die im 
Richtlinienentwurf enthaltenen Punkte standen. Im Januar 2010 fand ein Treffen der 
Interessengruppen statt, an dem der Mineralöl- und der Biokraftstoffsektor, die 
Mitgliedstaaten und NRO teilnahmen. Im März 2010 erörterten die Kommissionsdienststellen 
mit den Mitgliedstaaten ein Konzeptpapier, um den Entwurf der Richtlinie 
weiterzuentwickeln. Darüber hinaus hat sich die Kommission bei der Ausarbeitung des 
derzeitigen Vorschlags auf folgende Arbeiten gestützt: 

– die Arbeiten des JEC-Konsortiums und seine Studie „Well to wheels“4; 

– die Brandt-Studie über Naturbitumen5; 

– die Brandt-Studie über Ölschiefer6; 

– die ICCT-Studie über sonstige Rohöle7. 

Die Arbeiten von Dr. Brandt wurden von externen Gutachtern geprüft, deren Feststellungen 
am 27. Mai 2011 bei einer öffentlichen Tagung mit den Interessenvertretern erörtert wurden8. 
Auch die Arbeiten des ICCT wurden externen Gutachtern zur Prüfung vorgelegt, deren 
Feststellungen am 20. Februar 2014 bei einer öffentlichen Tagung mit den 
Interessenvertretern erörtert wurden9. 

Nachdem der Richtlinienentwurf, mit dem das Verfahren zur Berechnung der 
Treibhausgasemissionen aus Kraftstoffen nichtbiologischen Ursprungs und aus in 
Straßenfahrzeugen eingesetztem Strom harmonisiert wird, ohne Ergebnis mit dem Ausschuss 
für Kraftstoffqualität erörtert worden war10, erstellte die Kommission im Jahr 2013 eine 
Folgenabschätzung, in der sie alle vorgeschlagenen Durchführungsoptionen bewertete. Das 

                                                 
3 https://circabc.europa.eu/faces/jsp/extension/wai/navigation/container.jsp, Fragen und Antworten 
4 Dem JEC-Konsortium gehören die Gemeinsame Forschungsstelle (JRC), die Vereinigung der 

Automobilhersteller für Forschung und Entwicklung in Europa (EUCAR) und der von 
Mineralölgesellschaften gegründete Zusammenschluss für Umwelt, Gesundheit und Sicherheit in der 
Raffinerieindustrie (CONCAWE) an. Somit sind die Kommission, die EU-Automobilindustrie und die 
Mineralölindustrie an diesen Arbeiten beteiligt. http://iet.jrc.ec.europa.eu/about-jec/sites/about-
jec/files/documents/report_2013/wtt_report_v4_july_2013_final.pdf 

5 https://circabc.europa.eu/w/browse/9e51b066-9394-4821-a1e2-ff611ab22a2d  
6 https://circabc.europa.eu/w/browse/9ab55170-dc88-4dcb-b2d6-e7e7ba59d8c3  
7 Internationaler Rat für sauberen Verkehr (ICCT). 

https://circabc.europa.eu/w/browse/49f63fd8-7e27-4cf7-8790-3410ee8d308e 
8 https://circabc.europa.eu/w/browse/9e51b066-9394-4821-a1e2-ff611ab22a2d  
9 https://circabc.europa.eu/w/browse/75e69e4c-ded2-418c-a6e6-ee3fa3a93c6c 
10

 http://ec.europa.eu/transparency/regcomitology/index.cfm?do=search.dossierdetail&i4E3IvzV
Ee6K7czhtRYFvHaI4f3TEUr8zQzZMBeU3winIDvf1TNPofuY6ToXhDSw 

https://circabc.europa.eu/faces/jsp/extension/wai/navigation/container.jsp
https://circabc.europa.eu/w/browse/9e51b066-9394-4821-a1e2-ff611ab22a2d
https://circabc.europa.eu/w/browse/9ab55170-dc88-4dcb-b2d6-e7e7ba59d8c3
https://circabc.europa.eu/w/browse/49f63fd8-7e27-4cf7-8790-3410ee8d308e
https://circabc.europa.eu/w/browse/9e51b066-9394-4821-a1e2-ff611ab22a2d
https://circabc.europa.eu/w/browse/75e69e4c-ded2-418c-a6e6-ee3fa3a93c6c
http://ec.europa.eu/transparency/regcomitology/index.cfm?do=search.dossierdetail&i4E3IvzVEe6K7czhtRYFvHaI4f3TEUr8zQzZMBeU3winIDvf1TNPofuY6ToXhDSw
http://ec.europa.eu/transparency/regcomitology/index.cfm?do=search.dossierdetail&i4E3IvzVEe6K7czhtRYFvHaI4f3TEUr8zQzZMBeU3winIDvf1TNPofuY6ToXhDSw
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dieser Bewertung zugrunde liegende Konzept wurde auf zwei Workshops der 
Interessenvertreter vom 20. Dezember 2012 und vom 15. April 2013 vorgestellt11. 

Gleichzeitig bemühte sich die Kommission, in Erfahrung zu bringen, ob die Industrie 
Vorschriften für Anbieter wünschte, die ihre Reduktionsziele gemeinsam erreichen könnten. 
Trotz mehrerer diesbezüglicher Anfragen äußerte sich die Industrie nicht. Die Kommission 
kam daher zu dem Schluss, dass – abgesehen von harmonisierten Begriffsbestimmungen und 
einem Berichterstattungsmechanismus – derzeit keine speziellen Vorschriften nötig sind. 

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS 
Die wichtigsten Aspekte des Richtlinienentwurfs in Bezug auf das Verfahren zur Berechnung 
der Treibhausgasemissionen von Kraftstoffen und anderen Energieträgern aus 
nichtbiologischen Quellen sind Folgende:  

– die Verwendung eines einzigen durchschnittlichen Standardwerts zur 
Darstellung der Treibhausgasintensität je Einheit und Kraftstoffart; 

– die harmonisierte jährliche Berichterstattung der Anbieter an die 
Mitgliedstaaten und der Mitgliedstaaten an die Kommission, die für die 
Überwachung der THG-Emissionssenkungen in der Union und für die 
Anpassung der Berechnungsverfahren an den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt erforderlich ist. 

Entwicklung des ausgewählten Berechnungsverfahrens und der Anforderungen an die 
Berichterstattung 

Im Mittelpunkt der der Folgenabschätzung zugrunde liegenden Arbeiten standen die 
Genauigkeit der bewerteten Verfahren zur Berechnung der Treibhausgasemissionen sowie die 
Befolgungskosten und der Verwaltungsaufwand, der für die Anbieter und die Mitgliedstaaten 
mit der Einhaltung von Artikel 7a der Richtlinie 98/70/EG verbunden wäre.  

Eine ungenaue Berichterstattung untergräbt die Erreichung der in der Richtlinie über 
Kraftstoffqualität vorgesehenen Zielvorgabe für die Treibhausgasintensität und beeinflusst 
einseitig die Art und Weise, in der die Belastung auf die Kraftstoffanbieter verteilt wird. Die 
Genauigkeit des Berechnungsverfahrens hängt zum einen vom gewählten Verfahren und zum 
anderen von der Genauigkeit der zugrunde liegenden Daten ab. Verfahren, die auf einer 
stärkeren Differenzierung der Einsatzstoffe beruhen, führen zu genaueren Ergebnissen. Die 
Genauigkeit der Daten ist auch eng an die Angaben zu den Emissionen aus der Förderung und 
Verarbeitung der Einsatzstoffe („vorgelagerte Emissionen“) gekoppelt. Die Daten12, die den 
Werten in dem mit dem Ausschuss für Kraftstoffqualität erörterten Entwurf zugrunde liegen, 
beruhen auf freiwilligen Mitteilungen des Verbands der Öl- und Gasproduzenten. Sie 
beziehen sich auf weniger als die Hälfte des in der Union raffinierten Rohöls und enthalten 
keine Angaben zu importierten Produkten. Die neuesten Untersuchungen und Daten zu den 
Einsatzstoffen, aus denen zwischen 60 %13 und 90 %7 der in der Union verbrauchten fossilen 
Kraftstoffe hergestellt werden, ergeben durchschnittliche Lebenszyklusemissionen, die um 
rund 5 % höher sind als die Werte, die sich aus den Daten ergeben, die dem Ausschuss für 
Kraftstoffqualität in dem Vorschlag von 2011 vorgelegt wurden. Dies wird hauptsächlich auf 
deutlich höhere und sehr unterschiedliche vorgelagerte CO2-Emissionen fossiler Kraftstoffe 
zurückgeführt. Bei der Intensität der vorgelagerten Treibhausgasemissionen aus 
                                                 
11 https://circabc.europa.eu/w/browse/6893ba02-aaed-40a7-bf0d-f5affc85a619 
12 http://iet.jrc.ec.europa.eu/about-jec/sites/about-

jec/files/documents/report_2013/wtt_report_v4_july_2013_final.pdf 
13 http://www.nrcan.gc.ca/sites/www.nrcan.gc.ca/files/energy/pdf/EU_FQD_Study_Final_Report.pdf 

https://circabc.europa.eu/w/browse/6893ba02-aaed-40a7-bf0d-f5affc85a619
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konventionellen Einsatzstoffen gibt es erhebliche Unterschiede, und bei der Förderung aus 
unkonventionellen Ölquellen sind häufig höhere Treibhausgasintensitäten zu beobachten. 
Deswegen wird eine harmonisierte Datenberichterstattung die Genauigkeit der gemeldeten 
Emissionen verbessern. 

Die Genauigkeit des Berechnungsverfahrens hängt eng damit zusammen, wie hoch der Anteil 
hochintensiver Einsatzstoffe bei der Kraftstoffproduktion ist. Deswegen müssen die 
Mitteilungen zum Ursprung14 und zum Ort des Erwerbs15 von Kraftstoffen harmonisiert 
werden. Allerdings müssen diese Mitteilungen mit den geltenden EU-Rechtsvorschriften über 
das Registrierungssystem für Rohöleinfuhren und -lieferungen in der EU16 vereinbar sein.  

Nach der diesem Vorschlag zugrunde liegenden Analyse betragen die Zusatzkosten pro Liter 
Kraftstoff bei allen geprüften Berechnungsverfahren 0,03 bis 0,04 Eurocent. Die höchsten 
Zusatzkosten ergeben sich dann, wenn die Anbieter - statt der EU-Durchschnittswerte pro 
Kraftstoffart für alle Einsatzstoffe - Treibhausgaswerte auf der Grundlage von 
anbieterspezifischen Emissionen oder des EU-Durchschnitts der Emissionen pro 
verwendetem Einsatzstoff übermitteln müssten. Dies führt zu dem Schluss, dass die optimale 
Option keine Mitteilung von einsatzstoffspezifischen Treibhausgaswerten durch die Anbieter 
vorsehen sollte. Das vorgeschlagene Verfahren setzt somit voraus, dass die Anbieter einen 
EU-Durchschnittswert der Treibhausgasemissionsintensität für jeden Kraftstoff übermitteln. 

Gemäß Artikel 7a Absatz 4 der Richtlinie 98/70/EG können Gruppen von Anbietern sich 
dafür entscheiden, die Minderungsverpflichtung von 6 % gemeinsam zu erfüllen. Artikel 7a 
Absatz 5 Buchstabe c der Richtlinie sieht den Erlass der „für die Anwendung von Absatz 4 
erforderlichen Vorschriften“ vor. Zur einfacheren Verwendung eines gemeinsamen 
Berichterstattungssystems für Anbieter aus verschiedenen Mitgliedstaaten, die sich auf eine 
gemeinsame Berichterstattung geeinigt haben, müssen daher die Begriffsbestimmungen für 
die Kennung des Anbieters, das Kraftstoff- oder Energievolumen, die Art des Kraftstoffs oder 
des Energieträgers, den Ort des Erwerbs und den Ursprung des in Verkehr gebrachten 
Kraftstoffs oder Energieträgers harmonisiert werden. Um bei grenzüberschreitender, 
gemeinsamer Berichterstattung der Anbieter eine Doppelerfassung zu vermeiden, empfiehlt es 
sich außerdem, die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission so zu 
harmonisieren, dass die erforderlichen Angaben zu jedem Anbieter, der einer Gruppe von 
zwei oder mehr Anbietern aus einem oder mehreren Mitgliedstaaten angehört, den Behörden 
aller betroffenen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden können. 

Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, sollten die Mitgliedstaaten den Anbietern eine 
Berichterstattung unter Verwendung von Daten erlauben, die im Rahmen anderer EU- oder 
einzelstaatlicher Rechtsvorschriften erhoben wurden, sofern die Berichterstattung den 

                                                 
14 Definiert als der Handelsname des Einsatzstoffs. Angaben zu Rohöl werden derzeit gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 2964/95 des Rates übermittelt und vierteljährlich - ohne Handelsnamen - nach 
stringenten Datenschutzmaßnahmen an die Kommission weitergeleitet. Es ist eine unspezifische 
Bezeichnung zu übermitteln. Der Handelsname ist eine präzisere Beschreibung, die zudem bekannter ist 
und leichter mit THG-Emissionen in Verbindung gebracht werden kann. Deswegen werden in der 
Durchführungsmaßnahme die Handelsnamen gängig verwendeter Rohöle aufgelistet. 

15 Definiert als der Name des Landes und der Verarbeitungsanlage. Die Mitgliedstaaten erhalten diese 
Angaben bereits im Rahmen zollrechtlicher Bestimmungen. Namentlich gemäß Artikel 37 der 
Verordnung (EG) Nr. 450/2008 ist das Ersuchen um notwendige Informationen zum Ursprungsland 
einer Ware zulässig. Der Ursprung ist definiert als der Ort, an dem die Ware der letzten wesentlichen 
Be- oder Verarbeitung unterzogen wurde. Spezielle Begriffsbestimmungen für Be- und 
Verarbeitungsmaßnahmen in Bezug auf Kraftstoffe sind in den Anhängen 14 und 15 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 der Kommission enthalten. 

16 Verordnung (EG) Nr. 2964/95 des Rates zur Schaffung eines Registrierungssystems für Rohöleinfuhren 
und -lieferungen in der Gemeinschaft (ABl. L 310 vom 22.12.1995, S. 5). 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32008R0450:DE:NOT
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Anforderungen in Anhang IV genügt. Zu solchen EU-Rechtsvorschriften gehören unter 
anderem die Verordnung (EG) Nr. 684/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 zur 
Durchführung der Richtlinie 2008/118/EG des Rates in Bezug auf die EDV-gestützten 
Verfahren für die Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter Steueraussetzung17, 
die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaften18, die Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 über die 
Energiestatistik19, die Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG20 und 
deren Durchführungsbestimmungen, die Entscheidung 2007/589/EG der Kommission vom 
18. Juli 2007 zur Festlegung von Leitlinien für die Überwachung und Berichterstattung 
betreffend Treibhausgasemissionen im Sinne der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates21 sowie die Verordnung (EG) Nr. 2964/95 des Rates zur Schaffung 
eines Registrierungssystems für Rohöleinfuhren und -lieferungen in der Gemeinschaft. 

Finanzielle Auswirkungen 
Im Rahmen der Folgenabschätzung wurde auch die Wettbewerbsfähigkeit der Branche in der 
Union erörtert. Offenbar werden keine wesentlichen Auswirkungen auf Unternehmen 
(einschließlich Raffinerien) erwartet. Dies ergibt sich daraus, dass der voraussichtliche 
Anstieg des Tankstellenpreises vernachlässigbar ist und dass der Folgenabschätzung zufolge 
praktisch alle diese Kosten abgewälzt werden.  

                                                 
17 ABl. L 197 vom 29.7.2009, S. 24. 
18 ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1. 
19 ABl. L 304 vom 14.11.2008, S. 1.  
20 ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16. 
21 ABl. L 229 vom 31.8.2007, S. 1. 



DE 7   DE 

2014/0286 (NLE) 

Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES RATES 

zur Festlegung von Berechnungsverfahren und Anforderungen an die Berichterstattung 
gemäß der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 1998 über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der 
Richtlinie 93/12/EWG des Rates22, insbesondere auf Artikel 7a Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das gemäß Artikel 7a Absatz 5 der Richtlinie 98/70/EG aufzustellende Verfahren zur 
Berechnung der Treibhausgasemissionen aus Kraftstoffen und anderen Energieträgern 
aus nichtbiologischen Quellen sollte zu einer hinreichend genauen Berichterstattung 
führen, so dass die Kommission kritisch die Leistung von Kraftstoffanbietern bei der 
Erfüllung ihrer Pflichten gemäß Artikel 7a Absatz 2 der Richtlinie 98/70/EG bewerten 
kann. Das Berechnungsverfahren sollte für Messgenauigkeit sorgen und gleichzeitig 
die Komplexität der damit verbundenen Verwaltungsvorschriften berücksichtigen. 
Darüber hinaus sollte es den Anbietern Anreize dafür geben, die 
Treibhausgasintensität der von ihnen gelieferten Kraftstoffe zu verringern. Außerdem 
sollte sorgfältig geprüft werden, wie sich das Verfahren auf Raffinerien in der Union 
auswirkt. Deswegen sollte sich das Berechnungsverfahren auf die durchschnittlichen 
Treibhausgasintensitäten stützen, die einem für eine bestimmte Kraftstoffquelle 
typischen Industriedurchschnitt entsprechen („durchschnittliche Standardwerte“). Der 
Vorteil dabei ist ein geringerer Verwaltungsaufwand für Anbieter und Mitgliedstaaten. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sollte das vorgeschlagene Verfahren keine 
Differenzierung der Treibhausgasintensität von Kraftstoffen auf der Grundlage der 
Rohstoffquelle erfordern, da dies den laufenden Investitionen in bestimmte Raffinerien 
in der Union abträglich wäre. 

(2) Die Anforderungen an die Berichterstattung von Kraftstoffanbietern, die kleine oder 
mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne der Empfehlung 2003/61/EG der Kommission 
sind, sollten im Rahmen von Artikel 7a Absatz 1 der Richtlinie 98/70/EG so gering 
wie möglich gehalten werden. In vergleichbarer Weise sollten die Einführer von 
außerhalb der EU raffinierten Otto- und Dieselkraftstoffen nicht verpflichtet sein, 
Einzelheiten zu den Quellen der Rohöle, aus denen diese Kraftstoffe gewonnen 
wurden, zu übermitteln, da diese Angaben möglicherweise nicht vorliegen oder 
schwierig zu erhalten sind. 

                                                 
22 ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58. 
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(3) Um Anreize für weitere Reduktionen der Treibhausgasemissionen zu bieten, sollten 
Einsparungen, die für Reduktionen vorgelagerter Emissionen, einschließlich aus dem 
Abfackeln und Entlüften, geltend gemacht werden, in die Berechnung der 
Lebenszyklustreibhausgasemissionen der Anbieter einbezogen werden. Damit die 
Kraftstoffanbieter leichter Einsparungen vorgelagerter Emissionen geltend machen 
können, sollte für die Berechnung und Bescheinigung von Emissionsreduktionen der 
Einsatz unterschiedlicher Emissionsregelungen zugelassen werden. In Betracht 
kommen sollten nur Projekte zur Reduktion vorgelagerter Emissionen, die nach 
Festsetzung des Basiswerts in Artikel 7a Absatz 5 Buchstabe b, also nach dem 
1. Januar 2011, angelaufen sind. 

(4) Gewichtete durchschnittliche Treibhausgasstandardwerte bieten ein einfaches 
Verfahren, nach dem die Kraftstoffanbieter den Treibhausgasgehalt der von ihnen 
gelieferten Kraftstoffe bestimmen können. Solche für das Rohölangebot in der EU 
repräsentativen Werte sind unter anderem in dem Bericht „Well to Wheel“ (Version 4) 
des JEC-Konsortiums, in den im Auftrag der Europäischen Kommission von Dr. A. 
Brandt durchgeführten Studien über Naturbitumen und Ölschiefer sowie in den 
Arbeiten zum Thema vorgelagerte Emissionen enthalten, die der Internationale Rat für 
sauberen Verkehr für die Europäische Kommission im Zusammenhang mit der 
Schätzung der Treibhausgasemissionen aus der Ölproduktion (oil production 
greenhouse gas emissions estimator) in Verbindung mit den in der EU verbrauchten 
Rohölen durchgeführt hat. 

(5) Reduktionen der Treibhausgasemissionen in Zusammenhang mit vorgelagerten 
Emissionen aus Öl und Gas sollten nach Grundsätzen und Normen geschätzt werden, 
die in internationalen Normen, namentlich ISO 14064, ISO 14065 und ISO 14066 
enthalten sind. 

(6) Gemäß Artikel 7a Absatz 5 Buchstabe b der Richtlinie 98/70/EG muss ein Verfahren 
zur Festlegung der aggregierten Treibhausgasintensität der in der Europäischen Union 
im Jahr 2010 verwendeten Kraftstoffe nichtbiologischen Ursprungs 
(„Kraftstoffbasiswert“) eingeführt werden. Der Basiswert sollte sich auf die Mengen 
von Diesel- und Ottokraftstoff, Gasöl für mobile Maschinen und Geräte, Flüssiggas 
und komprimiertem Erdgas stützen und die Daten heranziehen, die im Jahr 2010 
offiziell an die UN-Klimarahmenkonvention weitergegeben wurden. Der 
Kraftstoffbasiswert sollte nicht die fossile Vergleichsgröße sein, die verwendet wird, 
um die Einsparungen von Treibhausgasemissionen aus Biokraftstoffen zu berechnen; 
diese sollte wie in Anhang IV der Richtlinie 98/70/EG festgelegt bestehen bleiben. 

(7) Da sich die Zusammensetzung des maßgeblichen fossilen Kraftstoffmixes von einem 
Jahr zum anderen nur wenig ändert, dürfte auch die aggregierte Veränderung der 
Treibhausgasintensität fossiler Kraftstoffe im Laufe der Jahre gering sein. Daher 
sollten dem Kraftstoffbasiswert die durchschnittlichen EU-Verbrauchswerte aus dem 
Jahr 2010 zugrunde gelegt werden, welche die Mitgliedstaaten an die UN-
Klimarahmenkonvention übermittelt haben.  

(8) Der Kraftstoffbasiswert aus dem Jahr 2010 sollte einen Durchschnittswert für die 
Intensität der vorgelagerten Treibhausgasemissionen und einen Durchschnittswert für 
die Treibhausgasintensität komplexer Raffinerien für fossile Kraftstoffe darstellen. 
Deswegen sollte der Basiswert anhand des Standardwerts für den jeweiligen Kraftstoff 
berechnet werden. Der Kraftstoffbasisemissionswert sollte im Zeitraum bis 2020 nicht 
geändert werden, um den Kraftstoffanbietern Rechtssicherheit in Bezug auf ihre 
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Verpflichtungen zur Minderung der Treibhausgasintensität der von ihnen gelieferten 
Kraftstoffe zu bieten.  

(9) Gemäß Artikel 7a Absatz 5 Buchstabe d der Richtlinie 98/70/EG muss ein Verfahren 
zur Berechnung des Beitrags von Straßenfahrzeugen mit Elektroantrieb festgelegt 
werden. Diesem Artikel zufolge sollte das Verfahren mit Artikel 3 Absatz 4 der 
Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates23 vereinbar sein. 
Um die Vereinbarkeit zu gewährleisten, sollte derselbe Anpassungsfaktor für die 
Antriebsstrangeffizienz verwendet werden.  

(10) Die Anbieter können gemäß Artikel 7a Absatz 1 der Richtlinie 98/70/EG den für die 
Verwendung im Straßenverkehr gelieferten Strom in ihren Jahresberichten an die 
Mitgliedstaaten angeben. Zur Begrenzung der Verwaltungskosten empfiehlt es sich, 
das Verfahren für die Zwecke der Anbieterberichterstattung auf eine Schätzung und 
nicht auf eine tatsächliche Messung des Stromverbrauchs durch ein Straßenfahrzeug 
oder Motorrad mit Elektroantrieb zu stützen. 

(11) Es ist angezeigt, für die Fälle, in denen ein Biokraftstoff und ein fossiler Kraftstoff im 
selben Verfahren verarbeitet werden, ein ausführliches Konzept für die Schätzung der 
Menge und der Treibhausgasintensität von Biokraftstoffen vorzusehen. Ein spezielles 
Verfahren ist deshalb erforderlich, weil die resultierende Biokraftstoffmenge nicht 
gemessen werden kann, wie beispielsweise bei der gemeinsamen Hydrobehandlung 
von pflanzlichen Ölen mit einem fossilen Kraftstoff. Gemäß Artikel 7d Absatz 1 der 
Richtlinie 98/70/EG sollten die Lebenszyklustreibhausgasemissionen für die Zwecke 
des Artikels 7a und des Artikels 7b Absatz 2 der Richtlinie nach ein und demselben 
Verfahren berechnet werden. Deswegen haben die Zertifikate von 
Treibhausgasemissionen von anerkannten Systemen auf Freiwilligkeitsbasis sowohl 
für die Zwecke des Artikels 7a als auch für die Zwecke des Artikels 7b Absatz 2 der 
Richtlinie 98/70/EG Gültigkeit.  

(12) Die obligatorische Anbieterberichterstattung gemäß Artikel 7a Absatz 1 der Richtlinie 
98/70/EG sollte durch ein harmonisiertes Format und Definitionen der zu 
übermittelnden Daten ergänzt werden. Da die Daten wichtig sind für das harmonisierte 
Verfahren gemäß Artikel 7a Absatz 5 Buchstabe a der Richtlinie 98/70/EG, müssen 
die Definitionen der Daten harmonisiert werden, damit im Zusammenhang mit den 
Berichterstattungspflichten eines einzelnen Anbieters die Treibhausgasintensität 
ordnungsgemäß berechnet werden kann. Diese Daten umfassen die Kennung des 
Anbieters sowie das Volumen und die Art der in Verkehr gebrachten Kraftstoffe oder 
Energieträger,  

(13) Die obligatorische Anbieterberichterstattung gemäß Artikel 7a Absatz 1 der Richtlinie 
98/70/EG sollte durch harmonisierte Anforderungen an die Berichterstattung, ein 
Berichterstattungsformat und Definitionen für die Berichterstattung der 
Mitgliedstaaten an die Kommission zur Treibhausgasbilanz der in der Union 
verbrauchten Kraftstoffe ergänzt werden. Diese Anforderungen an die 
Berichterstattung ermöglichen es, die in Anhang IV Teil C Ziffer 19 der Richtlinie 
98/70/EG und in Anhang V Teil C Ziffer 19 der Richtlinie 2009/28/EG beschriebene 
fossile Vergleichsgröße für Kraftstoffe zu aktualisieren, erleichtern die 
Berichterstattung gemäß Artikel 8 Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 2 die Richtlinie 
98/70/EG und erleichtern die Anpassung des Berechnungsverfahrens an den 

                                                 
23 Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung 

der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung 
der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16). 
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technischen und wissenschaftlichen Fortschritt, so dass sichergestellt ist, dass es den 
verfolgten Zweck erfüllt. Die betreffenden Daten schließen das in Verkehr gebrachte 
Kraftstoff- oder Energievolumen, die Art des Kraftstoffs und des Energieträgers, den 
Ort des Erwerbs und den Ursprung des in Verkehr gebrachten Kraftstoffs oder 
Energieträgers ein.  

(14) Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, sollten die Mitgliedstaaten den Anbietern 
erlauben, die Anforderungen an die Berichterstattung durch Verwendung 
gleichwertiger Daten zu erfüllen, die im Rahmen anderer EU- oder nationaler 
Rechtsvorschriften erhoben wurden, sofern die Berichterstattung den Anforderungen 
in Anhang IV und den Begriffsbestimmungen in den Anhängen I und III genügt. 

(15) Um Gruppen von Anbietern gemäß Artikel 7a Absatz 4 der Richtlinie 98/70/EG die 
Berichterstattung zu erleichtern, sind gemäß Artikel 7a Absatz 5 Buchstabe c der 
Richtlinie die für die Anwendung von Absatz 4 erforderlichen Vorschriften zu 
erlassen. Da die einzelnen Anbieter verschiedene Kraftstoffe mit unterschiedlicher 
Zusammensetzung in Verkehr bringen und deswegen möglicherweise in 
unterschiedlichem Maß Ressourcen mobilisieren müssen, um das Reduktionsziel für 
Treibhausgase zu erreichen, sollte die Berichterstattung erleichtert werden, um eine 
Störung der physischen Verbringung von Kraftstoffen zu vermeiden. Deswegen 
müssen die Begriffsbestimmungen der Kennung des Anbieters, des in Verkehr 
gebrachten Kraftstoff- oder Energievolumens, der Art des Kraftstoffs und des 
Energieträgers, des Orts des Erwerbs und des Ursprungs des in Verkehr gebrachten 
Kraftstoffs oder Energieträgers harmonisiert werden. Um bei grenzüberschreitender, 
gemeinsamer Berichterstattung der Anbieter eine Doppelerfassung zu vermeiden, 
empfiehlt es sich außerdem, die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die 
Kommission so zu harmonisieren, dass die erforderlichen Angaben zu jedem Anbieter, 
der einer Gruppe von zwei oder mehr Anbietern aus einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten angehört, den Behörden aller betroffenen Mitgliedstaaten zugänglich 
gemacht werden können. 

(16) Gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 98/70/EG müssen die Mitgliedstaaten 
jährlich einen Bericht über die nationalen Daten zur Kraftstoffqualität für das 
vorangegangene Jahr vorlegen, der dem Muster entspricht, das in der Entscheidung 
2002/159/EG der Kommission vom 18. Februar 200224 festgelegt wurde. Um die 
durch die Richtlinie 2009/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates25 
vorgenommenen Änderungen der Richtlinie 98/70/EG und die damit verbundenen 
zusätzlichen Anforderungen an die Berichterstattung der Mitgliedstaaten abzudecken, 
ist es der Effizienz und Harmonisierung halber notwendig, klar zu bestimmen, welche 
Angaben, die unter die Verpflichtung zur Berichterstattung über Daten zur 
Kraftstoffqualität gemäß Artikel 8 der Richtlinie 98/70/EG fallen, übermittelt werden 
sollten, und ein Muster für die Übermittlung dieser Daten durch die Anbieter und die 
Mitgliedstaaten festzulegen. 

                                                 
24 Entscheidung 2002/159/EG der Kommission vom 18. Februar 2002 über ein gemeinsames Muster für 

die Vorlage der zusammenfassenden Darstellungen der nationalen Daten zur Kraftstoffqualität (ABl. 
L 53 vom 23.2.2002, S. 30). 

25 Richtlinie 2009/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Änderung 
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Spezifikationen für Otto-, Diesel- und Gasölkraftstoffe und 
die Einführung eines Systems zur Überwachung und Verringerung der Treibhausgasemissionen sowie 
zur Änderung der Richtlinie 1999/32/EG des Rates im Hinblick auf die Spezifikationen für von 
Binnenschiffen gebrauchte Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 93/12/EWG (ABl. L 140 vom 
5.6.2009, S. 88). 
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(17) Die Kommission legte dem mit der Richtlinie 98/70/EG eingesetzten Ausschuss am 
23. Februar 2012 den Entwurf einer Maßnahme vor. Der Ausschuss konnte keine 
Stellungnahme mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit abgeben, weswegen die 
Kommission gemäß Artikel 5a Absatz 4 des Beschlusses 2006/512/EG des Rates den 
Vorschlag dem Rat unterbreiten sollte – 

 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Richtlinie gilt für Kraftstoffe, die für den Antrieb von Straßenkraftfahrzeugen und 
mobilen Maschinen und Geräten (einschließlich nicht auf See befindlicher Binnenschiffe) 
sowie von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen und nicht auf See befindlichen 
Sportbooten verwendet werden, und für in Straßenfahrzeugen verwendeten Strom. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie und zusätzlich zu den in der Richtlinie 98/70/EG bereits 
enthaltenen Begriffsbestimmungen bezeichnet der Ausdruck 

1. „vorgelagerte Emissionen“ sämtliche Treibhausgasemissionen, die entstanden 
sind, bevor der Rohstoff in eine Raffinerie oder Verarbeitungsanlage gelangte, 
in der der in Anhang I genannte Kraftstoff hergestellt wurde;  

2. „Naturbitumenrohstoff“ jede Quelle für Raffinerierohstoffe, 

– die in einer Lagerstättenformation am Förderort einen API-Grad (Grad nach 
dem American Petroleum Institute) von höchstens 10, gemessen mit dem 
Testverfahren D287 der „American Society for Testing and Materials“ 
(ASTM)26, aufweisen; 

– die eine jährliche Durchschnittsviskosität bei Lagerstättentemperatur haben, die 
höher ist als die durch die Gleichung Viskosität (in Centipoise) = 518,98e-0,038T 
berechnete Viskosität; dabei ist T die Temperatur in Grad Celsius; 

– die der Definition für bituminöse Sande des KN-Codes 2714 gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates27 entsprechen und 

– deren Quelle durch Bergbau oder thermisch unterstützte Schwerkraftdrainage 
erschlossen wird, wobei die Wärmeenergie hauptsächlich aus anderen Quellen 
als der Einsatzstoffquelle selbst gewonnen wird; 

3. „Ölschieferrohstoff“ jede Quelle für Raffinerierohstoffe innerhalb einer 
Felsformation, die festes Kerogen enthalten und der Definition für ölhaltigen 
Schiefer des KN-Codes 2714 gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2658/8727 

                                                 
26 American Society for Testing and Materials, http://www.astm.org/index.shtml  
27 Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische 

Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1).  

http://www.astm.org/index.shtml
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entsprechen. Die Rohstoffquelle wird durch Bergbau oder thermisch 
unterstützte Schwerkraftdrainage erschlossen; 

4. „konventionelles Rohöl“ jeder Raffinerierohstoff, der in einer 
Lagerstättenformation am Ursprungsort einen API-Grad von mehr als 10, 
gemessen mit dem ASTM-Testverfahren D287, aufweist und nicht der 
Definition des KN-Codes 2714 gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2658/8727 
entspricht.  

Artikel 3 

 Verfahren zur Berechnung der Treibhausgasintensität von gelieferten Kraftstoffen und 
Energie, mit Ausnahme von Biokraftstoffen, und zur einschlägigen Berichterstattung durch 

die Kraftstoffanbieter 

(1) Für die Zwecke von Artikel 7a Absatz 2 sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die 
Kraftstoffanbieter die Treibhausgasintensität der von ihnen gelieferten Kraftstoffe 
nach dem Verfahren gemäß Anhang I bestimmen. 

(2) Für die Zwecke von Artikel 7a Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 7a Absatz 2 der 
Richtlinie 98/70/EG verlangen die Mitgliedstaaten von den Kraftstoffanbietern, bei 
der Datenübermittlung die Begriffsbestimmungen und das Berechnungsverfahren in 
Anhang I der vorliegenden Richtlinie heranzuziehen. Die Daten werden jährlich 
mithilfe des Musters in Anhang IV übermittelt. 

(3) Bei Kraftstoffanbietern, die kleine oder mittlere Unternehmen sind, wenden die 
Mitgliedstaaten das vereinfachte Verfahren gemäß Anhang I an. 

Artikel 4 

 Berechnung des Kraftstoffbasiswerts und der Reduktion der Treibhausgasintensität  

Zur Überprüfung der Einhaltung der Verpflichtungen gemäß Artikel 7a Absatz 2 der 
Richtlinie 98/70/EG durch die Kraftstoffanbieter verlangen die Mitgliedstaaten von diesen, 
die von ihnen erzielten Verringerungen der Lebenszyklustreibhausgasemissionen aus 
Kraftstoffen und Strom mit dem Kraftstoffbasiswert gemäß Anhang II der vorliegenden 
Richtlinie zu vergleichen. 

Artikel 5 

 Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten  

(1) Im Rahmen der Berichterstattung an die Kommission gemäß Artikel 8 Absatz 3 der 
Richtlinie 98/70/EG übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission Daten zur 
Einhaltung von Artikel 7a der genannten Richtlinie nach Maßgabe von Anhang III 
der vorliegenden Richtlinie. 

(2) Die Mitgliedstaaten verwenden bei der Vorlage der Daten nach Anhang III die 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 401/200928 zur Verfügung gestellten ReportNet-

                                                 
28 Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über 

die Europäische Umweltagentur und das Europäische Umweltinformations- und 
Umweltbeobachtungsnetz (ABl. L 126 vom 21.5.2009, S. 13). 
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Anwendungen der Europäischen Umweltagentur. Die Mitgliedstaaten übermitteln 
die Daten in dem in Anhang IV enthaltenen und nach Maßgabe dieses Anhangs 
ausgefüllten Muster elektronisch an das von der Europäischen Umweltagentur 
verwaltete zentrale Datenarchiv. 

(3) Die Daten werden jährlich in dem in Anhang IV vorgegebenen Format übermittelt. 
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Übermittlungszeitpunkt und den 
Namen der Kontaktperson in der Behörde mit, die für die Überprüfung der Daten 
und ihre Übermittlung an die Kommission zuständig ist. 

Artikel 6 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Sanktionen bei einem Verstoß gegen die nationalen 
Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen die zu deren 
Durchsetzung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese 
Bestimmungen spätestens bis zum [zwölf Monate nach Verabschiedung] mit und unterrichten 
sie unverzüglich über alle späteren Änderungen dieser Bestimmungen. 

Artikel 7 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am [zwölf Monate nach 
Verabschiedung] nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den 
Wortlaut dieser Vorschriften mit.  

(2) Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst 
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende 
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen 
Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Geschehen zu Brüssel am […] 

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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